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Ausbildung für Alle – ein Ziel mit Konsequenzen für die För-
derung benachteiligter Jugendlicher 

 
 
Positionspapier des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit  
 
Im Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit haben sich sieben bundesweite Organi-
sationen zusammengeschlossen: die Arbeiterwohlfahrt (AWO), die Bundesarbeitsge-
meinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit (BAG EJSA) und die Bundesarbeitsge-
meinschaft Katholische Jugendsozialarbeit (BAG KJS), die Bundesarbeitsgemein-
schaft der örtlich regionalen Träger der Jugendsozialarbeit (BAG ÖRT), der 
Paritätische Wohlfahrtsverband (der PARITÄTISCHE), das Deutsche Rote Kreuz 
(DRK) und der Internationale Bund (IB). Als gemeinsame Koordinations- und Kommu-
nikationsplattform dient der Kooperationsverbund der fachlichen Positionierung und 
Umsetzung jugendpolitischer Vorhaben. Sein Ziel ist es, die gesellschaftliche und poli-
tische Teilhabe von benachteiligten Jugendlichen zu verbessern. 
 
 
 
Die konjunkturelle Belebung hat auch die Chancen von Jugendlichen auf dem 
Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt verbessert. Die Jugendarbeitslosigkeit ist 
rückläufig. Zu Beginn des neuen Ausbildungsjahres zeichnet sich 2007 trotz eines 
„Aufschwungs auf dem Ausbildungsmarkt“ (Bundesbildungsministerin Schavan am 
30.08.07) dennoch deutlich ab, dass sehr viele Jugendliche bei der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz leer ausgehen. 
  
Besonders schwierig ist weiterhin die Situation für Jugendliche, die vor allem aus 
Sicht der Betriebe keine optimalen Voraussetzungen für eine berufliche Ausbildung 
mitbringen. Schon Jugendlichen mit Hauptschulabschluss gelingt es nur noch selten, 
die gewünschte Lehrstelle zu finden; noch schwieriger ist die Lage von Jugendli-
chen mit erhöhtem Förderbedarf. Aber auch junge Männer und in besonderem 
Maße junge Frauen mit Migrationshintergrund haben teilweise – trotz guter Noten – 
nur schlechte Chancen, einen Ausbildungsplatz zu erhalten. Sie sind im Schul- und 
Ausbildungssystem benachteiligt. 
 
Das Augenmerk des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit liegt auf der Situation 
dieser jungen Männer und Frauen, die aus unterschiedlichen Gründen auf dem 
Arbeitsmarkt beeinträchtigt sind und deshalb besondere Unterstützung auf dem 
Weg in die Ausbildung brauchen. 
 
Die Bundesregierung hat sich zuletzt auf ihrer Klausur in Meseberg wieder klar 
geäußert: Allen Jugendlichen soll eine Ausbildung ermöglicht werden. Der Koope-
rationsverbund unterstützt diese Haltung nachdrücklich und stellt mit diesem Posi-
tionspapier dar, wie die Förderung gestaltet werden muss, wenn benachteiligte 
Jugendliche erreicht werden sollen1.  

                                                 
1
Am 07. August 2007 hat der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit unter Federführung des 

Paritätischen Wohlfahrtsverbandes ein Expertengespräch zur Ausbildungssituation benachteiligter  
Jugendlicher durchgeführt. Die teilnehmenden Fachleute haben die Instrumente der Benachteilig-
tenförderung im Übergangssystem kritisch diskutiert und mit Thesen und praxisnahen Impulsen 
wesentliche Grundlagen für diese Stellungnahme geliefert.  
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„Ausbildung für Alle“ heißt: Ausbildung auch für benachteiligte Jugendliche  
 
„Ausbildung für Alle“ ist ein notwendiges und anspruchsvolles Ziel, von dem wir zur-
zeit noch weit entfernt sind. Wenn dieses Ziel auf Jugendliche beschränkt wird, die 
ausbildungsfähig und ausbildungswillig sind, werden benachteiligte Jugendliche 
ausgeschlossen. Dabei haben fast alle Jugendlichen – auch die scheinbar 
chancenlosen – den Wunsch und die Hoffnung, eine Ausbildung zu absolvieren und 
sich beruflich zu integrieren. Es geht also darum, die Jugendlichen, die noch nicht 
ausbildungsfähig sind, so zu unterstützen und zu begleiten, dass sie möglichst bald 
eine Ausbildung antreten und bewältigen können.  
 
Um dieses Ziel zu erreichen, sieht der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit 
eine Reihe von Maßnahmen zur Strukturverbesserung als notwendig an, die die 
Bundesregierung auch im Rahmen ihres angekündigten Konzepts „Jugend - Beruf 
und Ausbildung“ berücksichtigten sollte: 
 
� Zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze für benachteiligte Jugendliche  
 
Mit hoher Priorität sind zusätzliche Ausbildungsplätze auch für benachteiligte 
Jugendliche zu schaffen. Die Initiative des Verwaltungsrates der Bundesagentur 
für Arbeit, die Unternehmen hierbei durch gezielte Eingliederungszuschüsse zu 
unterstützen, wird vom Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit begrüßt. Die Ein-
gliederungszuschüsse sind durch Angebote einer sozialpädagogischen Begleitung 
in den Betrieben und eine Unterstützung der Betriebe beim Ausbildungsmanage-
ment zu flankieren.  
 
Wir empfehlen auch den Ausbau und die Weiterentwicklung von ausbildungs-
begleitenden Hilfen, damit mehr benachteiligte Jugendliche in betriebliche Ausbil-
dungsplätze vermittelt werden können. 
 
� Ausbau der außerbetrieblichen Ausbildung 

 
Das Instrument der außerbetrieblichen Ausbildung hat sich als erfolgreich 
erwiesen, um insbesondere benachteiligten Jugendlichen zu einem Ausbildungs-
abschluss zu verhelfen. Um das Ziel der Berufsintegration der benachteiligten 
Jugendlichen zu erreichen, muss die Zahl der außerbetrieblichen Ausbildungs-
plätze speziell für diese Jugendlichen erhöht werden. Anders als in den neuen 
Ländern hat nur rund 1% der Bewerberinnen und Bewerber in den westlichen 
Bundesländern Zugang zu außerbetrieblichen Ausbildungsangeboten. 
 
� Vorrang berufsvorbereitender und ausbildungsfördernder Angebote vor 

Arbeitsgelegenheiten 
 
Eine große Gruppe von Jugendlichen, die bislang ohne Schulabschluss bzw. Aus-
bildung geblieben ist, wird inzwischen von den ARGEn und Optionskommunen im 
Rechtskreis SGB II betreut. Der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit begrüßt 
die aktuellen Entwicklungen in der Förderpraxis von ARGEn und Options-
kommunen, verstärkt ausbildungsfördernde Instrumente, wie etwa berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahmen oder Ausbildungsplätze, einzurichten. Diese neuen 
Förderschwerpunkte gilt es in allen Regionen umzusetzen und konsequent fortzu-
führen. Es muss in Zukunft hierbei noch stärker berücksichtigt werden, dass 
Arbeitsgelegenheiten für Jugendliche nachrangig zu berufsvorbereitenden und 
ausbildungsfördernden Angeboten eingesetzt werden.  
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Bei der Umsetzung des neuen Beschäftigungszuschusses muss vermieden 
werden, dass junge Erwachsene vorschnell in ein öffentlich gefördertes Beschäfti-
gungsverhältnis vermittelt werden. Für diese jungen Menschen müssen zunächst 
alle Möglichkeiten zur Aufnahme einer Ausbildung ausgeschöpft werden. 
 
� Absicherung und Weiterentwicklung der Förderinstrumente  

in der Benachteiligtenförderung 
 
Es existiert eine Fülle von Maßnahmen und Instrumenten, die benachteiligten 
Jugendlichen Chancen eröffnen, Verpasstes nachzuholen und neue Kompetenzen 
zu erwerben, um eine Ausbildung erfolgreich absolvieren zu können. Durch neue 
pädagogische Wege und praktische Angebote gelingt es zudem, Jugendliche zu 
motivieren, die bislang wenig Bildungserfolge nachweisen konnten. Es kommt aber 
darauf an, die bisher existierenden Instrumente der Benachteiligtenförderung klarer 
zu strukturieren und förderpolitisch abzusichern. 
 
Der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit spricht sich dafür aus, die Zugänge für 
benachteiligte Jugendliche in eine außerbetriebliche Ausbildung im Anschluss an 
eine Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme zu erleichtern. Ausbildungs-
begleitende Hilfen sind so auszubauen, dass sie die Ausbildungsplatzvermittlung 
erleichtern und den Ausbildungsverlauf absichern. Die Förderung von Jugendwohn-
heimen muss gewährleistet sein, um auch benachteiligten Jugendlichen Mobilität zu 
ermöglichen.  
  
Insbesondere bei neu verankerten Instrumenten wie der Einstiegsqualifizierung 
(EQJ) ist sicherzustellen, dass sie nicht zu Lasten anderer Fördermaßnahmen von 
benachteiligten Jugendlichen eingesetzt werden. Garantiert werden muss ebenso, 
dass die Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen tatsächlich erreicht und die 
vorgesehene sozialpädagogische Begleitung der EQJ für benachteiligte Jugend-
liche genutzt wird.  
 
� Koordinierte Gesamtstrategie beim Übergang an der  

ersten und zweiten Schwelle 
 
Zurzeit sind wir von einem kohärenten System des Übergangs für Schulabgänge-
rinnen und Schulabgänger weit entfernt. Die unterschiedlichen Instrumente und 
Elemente des Übergangs sind aufgesplittert in unterschiedliche Rechtsbereiche 
und Zuständigkeiten und werden in ihrer Umsetzung nur teilweise oder gar nicht 
aufeinander bezogen. Risiken wie Unübersichtlichkeit, Gefahr von Maßnahme-
karrieren, unklare Anerkennung und Perspektiven für Jugendliche sind die Folge. 
Die Stärken und Potentiale einzelner Instrumente würden dagegen besser zur 
Geltung kommen, wenn es gelänge, sie in einen Zusammenhang zu stellen. 
 
Die einzelnen Elemente des bisherigen Systems der Benachteiligtenförderung sind 
daher aus Sicht des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit kritisch zu über-
prüfen, zu verbessern und stärker aufeinander zu beziehen. Insbesondere bedarf 
es zweier Elemente, die auf der lokalen und regionalen Ebene verankert sein 
müssen: Eines Übergangsmanagements, in dem Angebote und Instrumente lokal 
gesteuert und koordiniert werden sowie einer verbesserten Übergangsbegleitung, 
in der Jugendliche individuell und prozesshaft unterstützt werden. 
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� Übergangsmanagement: Klare Strukturen schaffen und steuern  
 
Alle Angebote der beruflichen Förderung müssen kommunal und regional koordiniert 
werden, damit sie den Jugendlichen im Bedarfsfall überhaupt zur Verfügung stehen. 
Hier kommt der Kommune und ihrem Jugendamt, aber auch der freien Jugendhilfe 
in Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit, den Jobcentern, Schulen und 
Kammern eine besondere Bedeutung zu. Jeweils vor Ort ist zu entscheiden, welche 
steuernde Instanz diese Koordinierung leisten kann, die dann mit den ent-
sprechenden Kompetenzen und Ressourcen ausgestattet werden muss. Sie über-
nimmt dafür die Verantwortung, dass alle relevanten Institutionen in die Benachteilig-
tenförderung einbezogen werden und ein zielgerichteter Prozess organisiert wird, 
indem die beteiligten Institutionen und Akteure im Übergang Schule – Beruf ihre 
Maßnahmen und Instrumente zielgerichtet aufeinander abstimmen. Die Steuerungs-
instanz stellt hierfür auch die erforderlichen Planungsdaten bereit. 
 
Der Kooperationsverbund unterstützt ausdrücklich die aktuelle Empfehlung des 
„Innovationskreis berufliche Bildung“, wonach ein besseres Übergangsmanage-
ment zwischen Schule und Ausbildung durch entsprechend koordinierte Gesamt-
strategien in den Regionen vom Bund gefördert werden soll.  
 
Der Kooperationsverbund fordert die Bundesregierung und hier das zuständige 
Bundesministerium für Bildung und Forschung auf, im Rahmen seiner geplanten 
Modellförderung sicherzustellen, dass die Steuerungsverantwortung klar geregelt 
wird, damit die Kommunen ihren umfassenden Aufgaben im Rahmen des Über-
gangs in den Beruf nachkommen können. Dies schließt die Bereitstellung der 
notwendigen finanziellen Ressourcen ein. 
 
Ein koordiniertes Vorgehen der lokalen Akteure im Übergangsmanagement wird 
entscheidend dazu beitragen können, benachteiligten Jugendlichen den Berufs-
einstieg zu erleichtern und die Benachteiligtenförderung zu verbessern. Die lokale 
Koordinierung hat jedoch Grenzen, weil die örtlichen Akteure unklare bzw. konkurrie-
rende Zuständigkeiten letztlich nur abmildern aber nicht ausräumen können. Der 
Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit regt daher an, dass die Bundesregierung 
auch die Möglichkeiten für eine Bündelung der rechtlichen Grundlagen und Zustän-
digkeiten in der Förderung von benachteiligten Jugendlichen prüft. 
 
� Übergangsbegleitung: Jugendliche benötigen kohärente Prozesse und 

individuelle Begleitung  
 
Beim Übergang von der Schule zur Ausbildung sind für junge Menschen klare 
Strukturen notwendig. Vor allem benachteiligte Jugendliche scheitern oftmals 
bereits an dieser ersten Schwelle. Angesichts einer unübersehbaren Fülle von 
Maßnahmen und Programmen geht es für sie darum, geeignete Wege und 
Lernorte zu finden, um Schulabschlüsse nachzuholen und notwendige Kompe-
tenzen zu erwerben. Neben der Strukturierung muss eine individuelle Begleitung 
sichergestellt sein. Es liegen bereits Erfahrungen im Rahmen von Kompetenz-
agenturen oder Jugendberatungshäusern und ähnlichen Projekten vor, die 
verdeutlichen, wie wichtig für die Jugendlichen eine Instanz ist, die sie übergrei-
fend und trägerunabhängig beraten kann. 
 
Auch aktuelle Vorschläge wie ehrenamtliche Paten- und Mentorenmodelle sind an 
dieser Stelle überlegenswert, dürfen aber nicht verdecken, dass für solche ehren-
amtlichen Angebote eine professionelle Unterstützung und Vorbereitung nötig ist. 
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Wichtig ist, dass diese begleitenden Ansätze frühzeitig an die Jugendlichen heran-
getragen werden. Sie müssen Elemente der Kompetenzfeststellung, der Bildungs-
planung sowie individueller Unterstützung beinhalten und partizipativ angelegt 
sein. Die Jugendlichen sollen im Sinne eines Casemanagements Informationen 
und Hilfen aus einer Hand bekommen.  
 
Die Begleitung darf nicht der Förderlogik einzelner Instrumente oder Institutionen 
folgen, sondern muss die Interessen und Berufswünsche der jungen Menschen 
zum Ausgangspunkt der individuellen Unterstützung machen. 
 
Angebote individueller Übergangsbegleitung und lokales Übergangsmanagement 
sind miteinander zu verknüpfen, damit Erkenntnisse aus der Einzelfallarbeit zielge-
richtet für die Koordinierung des Übergangsmanagements genutzt werden können.  
 
Um dabei auch der großen Zielgruppe von jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund gerecht zu werden, wird neben einer engen Kooperation mit den 
Jugendmigrationsdiensten auch empfohlen, die interkulturelle Kompetenz der 
am Übergangssystem beteiligten Fachkräfte durch gemeinsame Fortbildungen zu 
stärken. Das Thema Migration ist im Übergangsmanagement zu verankern und 
bei der Instrumentensteuerung zu berücksichtigen. 
 
� Transparenz über die Leistungsfähigkeit der Fördermaßnahmen beim 

Übergang Schule - Beruf herstellen 
 
Der allgemein bildenden Schule kommt bei der Vorbereitung des Übergangs 
eine wesentliche Bedeutung zu. Gebraucht werden aktive Schulen, die Kindern 
und Jugendlichen neben grundsätzlichen Kompetenzen auch Spaß am (lebenslangen) 
Lernen und erste Erfahrungen von Selbstständigkeit vermitteln. Schülerinnen und 
Schüler sollen gezielt bei der Berufsorientierung und -findung unterstützt werden.  
 
Stichworte sind hier vertiefter Arbeitsweltbezug, begleitende Praktika, Kompetenz-
feststellung, aktive Elternarbeit sowie die konkrete Kooperation mit Betrieben und 
persönliche Unterstützung bei Bewerbungsverfahren. Als aktive Partner müssen vor 
Ort die Schulen von der Jugendhilfe, der Arbeitsagentur und anderen in die Aktivi-
täten einbezogen werden. Schulkoordinatoren haben sich als hilfreich erwiesen. 

 
Bestandteil des Übergangssystems sind außerdem zahlreiche weitere schulische 
und berufsschulische Angebote. Hier geht es für eine wachsende Zahl von 
Jugendlichen sowohl darum, weiterführende Schulabschlüsse nachzuholen bzw. zu 
verbessern als auch ihre Chancen im Rahmen von Berufsfachschulen und Berufs-
schulen durch Berufsvorbereitungs- oder Berufsgrundbildungsjahre zu erhöhen. 
 
Aus Sicht des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit ist bislang zu wenig 
darüber bekannt, wie erfolgreich diese Angebote sind. Festzustellen ist, dass der 
Übergang in eine Ausbildung wohl wahrscheinlicher wird, wenn eine enge Koope-
ration der Schulen mit Ausbildungsbetrieben und anderen Ausbildungsstätten 
gesichert ist. Lehrerinnen und Lehrer müssen deshalb bereits in ihrer Ausbildung 
besser für die Begleitung von benachteiligten Jugendlichen sowie die Kooperation 
mit schulischen und außerschulischen Institutionen qualifiziert werden. 
 
Der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit regt einen Austausch der Bundes-
länder mit dem Bund zur Frage an, welche Strukturen und Ressourcen für ein gutes 
Übergangsmanagement in den Schulen zu schaffen sind.  
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Er fordert die Bundesregierung auf, gemeinsam mit den Bundesländern für mehr 
Transparenz im Bereich des schulischen Übergangssystems zu sorgen und klare 
Entwicklungsperspektiven zu schaffen. Grundlagen hierfür ergeben sich durch die 
konsequente Fortführung der bundesweiten Bildungsberichterstattung. Sehr 
hilfreich – und auf der lokalen Ebene unerlässlich – ist in dieser Hinsicht auch eine 
kommunale Bildungsberichterstattung, die einzelne Kommunen bereits durchführen. 
 
� Anerkennung der unterschiedlichen Lernorte –  

Entwicklung von Ausbildungsmodulen 
 
Anders als vor 30 Jahren existiert heute ein komplexes System von Lernorten im 
Bereich der beruflichen Bildung. Außerbetriebliche und schulische Ausbil-
dungsmöglichkeiten gewinnen zunehmend an Bedeutung. Letztere werden nun 
auch verstärkt für benachteiligte Jugendliche wichtig, da Ausbildungsmöglichkei-
ten im betrieblich-gewerblichen Sektor abnehmen. Jugendliche, die bislang in 
ihrer Schullaufbahn schlechte Erfahrungen gemacht haben, brauchen aber 
besondere Ansprache und Motivation, um eine solche Ausbildung zu bewältigen.  
 
Mehr denn je sieht der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit die Notwendigkeit, 
die Anerkennung der unterschiedlichen Lernorte (schulisch, außer- oder über-
betrieblich) neben der dualen Berufsausbildung zu verbessern, damit jungen 
Menschen der Weg von der Ausbildung in den Beruf nicht unnötig erschwert wird. 
Hierfür können u. a. Ausbildungsmodule hilfreich sein. Grundsätzlich müssen Kom-
petenzen und Qualifizierungen, die Jugendliche auf dem Weg zu einer Ausbildung 
erlangt haben, zertifiziert werden. Qualifizierende Maßnahmen müssen aufein-
ander aufbauen und anschlussfähig sein – sie dürfen für die jungen Menschen 
nicht zur Sackgasse werden. 
         

            Berlin, im September 2007
      

 
 
 
 

Gretel Wildt 

- Sprecherin des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit -  
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Andrea Pingel, Marcus Vogt  
(Stabsstelle - Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit)  Telefon: 030/288789535 


